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WAS KÖNNEN UNTERNEHMEN VON 
BÜRGERBETEILIGUNGSVERFAHREN LERNEN?

Uta Bronner, Regina Schröter

EINLEITUNG
Aktuelle Personaltrendthemen wie betrieb-
liche Gesundheitsförderung, Diversity oder 
die Gestaltung moderner Bürowelten er-
fordern seitens der Mitarbeiter¹ eine hohe 
Akzeptanz, um in Unternehmen erfolgreich 
implementiert zu werden und die gewünsch-
te Wirkung zu entfalten. Betrachtet man die 
Unternehmensrealität, zeigt sich, dass un-
ternehmensseitig initiierte Maßnahmen in 
diesen Bereichen bei Mitarbeitern oft auf 
Desinteresse oder Bedenken stoßen und 
damit einhergehende Angebote wie 
z. B. Sportprogramme oder Mitmachaktio-
nen an Diversitytagen kaum genutzt werden 
(Klug 2009:116; Goldgruber & Ahrens 2009). 

Wir erörtern daher die Frage, inwiefern der 
Einsatz im Bereich der Bürgerbeteiligung 
verwendeter Methoden zu einer Verbes-
serung dieser Situation beitragen könnte. 
Unsere These ist, dass die Akzeptanz in-
nerbetrieblicher Maßnahmen durch einen 
konsequenten Einbezug der Mitarbeiter mit 
einem klaren Mandat verbessert würde. Da-
für sollen im Folgenden die typischen Vor-
gehensweisen in Unternehmen betrachtet 
werden. In einem zweiten Schritt werden Ar-
gumente aufgeführt, weshalb Unternehmen 

Der vorliegende Beitrag erörtert die Möglichkeiten der Übertragbarkeit von Partizipationsmethoden, 
die in Bürgerbeteiligungsverfahren angewendet werden, auf die innerbetrieblichen Teilhabemög-
lichkeiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Auf Basis einer Darstellung der herrschenden 
Beteiligungspraxis in Unternehmen werden Chancen sowie Grenzen einer verstärkten Mitarbeiter-
beteiligung vorgestellt und konkrete Umsetzungsvorschläge erarbeitet.

von Praktiken einer Bürgerbeteiligung pro-
fitieren könnten, bevor schließlich Aspekte 
erläutert werden, die beim Einsatz solcher 
Verfahren in Unternehmen zu beachten 
sind.

Zur Verdeutlichung wird wiederholt bei-
spielhaft auf die Gesundheitsförderung als 
Anwendungsbereich hingewiesen. Derlei 
Überlegungen sind aber auch auf andere, 
übergeordnete Personalthemen übertrag-
bar, bei denen ohne akuten Zeitdruck ver-
haltens- und verhältnisbezogene Verände-
rungen² initiiert werden sollen. 

BETEILIGUNGSPRAXIS IN 
UNTERNEHMEN 
In den meisten wissenschaftlichen Mo-
dellen zu Veränderungsprozessen werden 
mehrere Phasen der Veränderung unter-
schieden (z. B. Lewin 2012; Krüger 2014, 
Kotter 2012, Doppler & Lautenberg 2002). 
Wenn auch unterschiedlich benannt, ist der 
idealtypische Phasenverlauf meist ähnlich. 
Nach einer Initiierungsphase, in der ein 
Thema aufgegriffen und in der in der Regel 
nur die oberste Führungsebene beteiligt 
wird, folgt eine genauere Analyse und eine 
Konzeptionsphase, um so Problemursachen 
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zu verstehen und Maßnahmen zu entwi-
ckeln. Im Anschluss werden die Mitarbeiter 
darüber informiert und schließlich folgt 
die Umsetzung. Der Prozess findet seinen 
Abschluss in einer Evaluierung und in der 
Verankerung innerhalb der Organisation. 

In der Unternehmenspraxis findet eine Ein-
bindung der Beschäftigten vor allem wäh-
rend der Analyse und der Umsetzung statt. 
In den anderen Phasen erfolgt sie eher 
sporadisch und umfasst nicht alle Mitarbei-
tenden (s. z. B. Kühl & Rösch 2014; Pelster & 
Dunkel-Benz 2014).

Ein Grund für den meist unsystematischen 
und vereinzelten Einbezug der Beschäftig-
ten im ganzen Prozess könnte darin liegen, 
dass aufgrund der hierarchischen Struk-
turen in Unternehmen, Entscheidungen 
auf Führungsebene getroffen werden und 
Entscheidungsmacht nicht geteilt wird. Eine 
konsequente Einbeziehung der Mitarbeiten-
den ist fast nirgends institutionalisiert und 
unüblich.

Solche Praxis steht im Widerspruch zu wis-
senschaftlichen Erkenntnissen und im Ge-
sundheitsbereich formulierter Vorgehens-
weisen, bspw. der Luxemburger Deklaration 
zur betrieblichen Gesundheitsförderung, 
die explizit fordert, dass die gesamte Beleg-
schaft partizipativ eingezogen wird und die 
von zahlreichen deutschen und europäi-
schen Unternehmen unterzeichnet wurde.³

Es ist gut belegt, dass insgesamt partizi-
pative Ansätze den Erfolg von Verände-
rungsinitiativen erhöhen können (Lauer 
2014). Ebenso ist belegt, dass infolge der 
Nicht-Beteiligung von Betroffenen an 

Veränderungsentscheidungen Widerstände 
entstehen (Preußner 2003). Bereits in den 
50er Jahren des letzten Jahrhunderts konn-
te Lewin zeigen, dass Menschen, die in den 
Veränderungsprozess eingebunden werden, 
bereiter sind ihr Verhalten zu verändern 
(Lewin 2012). Damit das gelingt, weist er auf 
mehrere Regeln hin, die es zu beachten gilt, 
etwa eine frühzeitige Informationsweiterga-
be und einen transparenten Austausch in 
der Gruppe. Eine Einbindung der Sichtwei-
sen der Betroffenen erhöht zudem die Qua-
lität der Entscheidungen (Preußner 2003: 
24). Zugleich steigt durch ihre Beteiligung 
auch deren psychisches und physisches 
Wohlbefinden (Hartung 2011). Bereits in den 
Neunzigern hat etwa die BKK angemerkt, 
„dass der Erfolg ihrer Projekte im Wesentli-
chen durch die Beteiligung der Belegschaf-
ten erreicht wurde“ (Schröer 1999, zit. nach 
Preußner 2003: 13).

Angesichts solcher Erkenntnisse ist es er-
staunlich, dass Gesundheitszirkel bei der 
Gesundheitsförderung eher eine Ausnahme 
bilden. Sie können heute als eine der weit-
reichendsten Formen der Beteiligung von 
Beschäftigten an gesundheitsfördernden 
Gestaltungsprozessen gelten. Die Zirkel, 
welche sich formal an Qualitätszirkel an-
lehnen, zielen darauf ab, Belastungen am 
Arbeitsplatz herauszuarbeiten, deren Ursa-
chen zu analysieren und Lösungen zu ent-
wickeln. Je nach Ausgestaltung sind an dem 
Prozess neben Mitarbeitern auch betrieb-
liche Entscheidungsträger (Betriebsleitung, 
Betriebsrat), Experten (Sicherheitsbeauf-
tragte, Werksarzt) und ein Moderator betei-
ligt, deren Aufgaben im Prozessverlauf klar 
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definiert sind. Der Fokus solcher Zirkel liegt 
in der konkreten Verbesserung einzelner 
Unternehmenseinheiten, meist im gewerb-
lichen Bereich. Das hat den Vorteil, dass 
in den Zirkeln sehr genau auf die aktuelle 
Situation der Mitarbeiter eingegangen wer-
den kann und maßgeschneiderte Angebote 
geschaffen werden. Derartige Ansätze mit 
einem hohen Partizipationsgrad zeichnen 
sich trotz verschiedener Herausforderungen 
aufgrund ihrer klaren Zielsetzung und Aus-
gestaltung der Umsetzung, durch eine hohe 
Wirksamkeit aus (s. Preußner 2003).

Die vorangegangenen Überlegungen zeigen, 
dass eine starke Beteiligung von Mitarbei-
tern den Entscheidungsprozess und die 
Implementation von Veränderungsmaß-
nahmen verbessern kann. Um wirksame 
Gestaltungsformen zu finden, könnte da-
rüber hinaus eine Orientierung an Bür-
gerbeteiligungsverfahren hilfreich sein. 
Dort werden seit langem kooperative und 
diskursive Methoden der Entscheidungsfin-
dung erfolgreich eingesetzt. Sie lösen sich 
von einer hierarchischen Vorgehensweise 
bei Entscheidungen zu Gunsten eines stark 
partizipatorischen Aushandlungsprozesses. 
Das Ziel des Einsatzes solcher Methoden 
ist zum einen im politischen Kontext u. a. 
Konflikte zu befrieden. Zum anderen sollen 
mit Blick auf gesellschaftlich verbindliche 
Entscheidungen mehr Informationen ein-
bezogen werden. Dies gelingt jedoch nur, 
wenn die Akzeptabilität, aber auch die Ef-
fizienz von Entscheidungen gleichermaßen 
hoch ist (vgl. Hennen et al 2004: 10; Renn et 
al 1992: 199ff.; VDI 7000: 3).

WELCHE VORTEILE KÖNNEN 
UNTERNEHMEN BEIM EINSATZ 
VON DISKURSIVEN METHODEN 
IN VERÄNDERUNGSPROZESSEN 
ERWARTEN?
In der sozialwissenschaftlichen Literatur 
werden für den Einsatz von Beteiligungsver-
fahren verschiedene Gründe genannt. Viele 
Argumente, die sich zu Bürgerbeteiligung 
finden, können auf den Unternehmenskon-
text übertragen werden. Vergleichbar mit 
den hierarchischen Entscheidungen, welche 
in Unternehmen getroffen werden können 
Entscheidungen innerhalb einer parlamen-
tarischen Demokratie von den Bürgern aus 
verschiedenen Gründen als demokratisch 
oktroyiert wahrgenommen werden (vgl. Sar-
tori 2006: 119; Schumpeter 2005 (1947) 443). 

Diskursiven Verfahren liegt im Gegensatz 
dazu die Überzeugung zu Grunde, dass 
die Bürger selbst ihre Interessen am bes-
ten kennen und in Entscheidungsprozesse 
direkt miteinbezogen werden sollten. An 
Stelle eines hierarchischen Entscheidungs-
prinzips treten die egalitäreren Vorstellun-
gen von Freiheit und Gleichheit (vgl. Dahl 
1989: 213; Fiorino 1990: 227f.; Stirling 2006: 
96). Gerade bei der Umsetzung und Akzep-
tanz von Trendthemen im Personalbereich 
könnte die Berücksichtigung solcher demo-
kratischen Ideale hilfreich sein.

Der Einsatz von Beteiligungsmethoden 
innerhalb von Unternehmen könnte aber 
nicht nur für die Übernahme der Maß-
nahmen durch Mitarbeiter zuträglich sein. 
Durch ihren Einbezug könnte auch deren 
Wissen gezielt in den Entscheidungsprozess 
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einfließen. Im Bereich der Risikoforschung 
zeigte sich, dass Laien über Erfahrungs-
wissen verfügen, etwa im Hinblick auf die 
Anwendung einer bestimmten Technologie 
innerhalb einer Region. Experten verfügen 
im Vergleich meist über ein wissenschaftlich 
generiertes, kontextuell unabhängiges Wis-
sen. Beide können nicht substituiert werden. 
Der Einbezug von Laien erweitert somit die 
Wissensbasis, auf der eine Entscheidung 
getroffen wird (vgl. Renn/Zwick 2008: 77). 
Darüber hinaus fließen durch Einbezug 
der Bürger neben Wissen auch Ideen und 
Impulse in den Entscheidungsprozess ein. 
Eine Entscheidung kann im Ergebnis damit 
substanziell verbessert werden (vgl. Fiorino 
1990: 227; Wesselink et al 2011: 2690). Ganz 
deutlich wird dies in der Gesundheitsförde-
rung, aber auch bei anderen unternehmen-
sinternen Themen, bei denen von Mitarbei-
tern eine aktive Beteiligung verlangt wird. 
Geht es um die Gestaltung von Maßnahmen, 
die die Gesundheit der Mitarbeiter fördern 
sollen, ist deren Wissen um die eigenen 
gesundheitlichen Bedürfnisse von entschei-
dender Bedeutung, um wirksame Maßnah-
men anbieten zu können.

Zudem kann der Einsatz von Beteiligungs-
verfahren zu einer erhöhten Legitimation 
und Akzeptanz von Entscheidungen bei-
tragen. In Beteiligungsverfahren werden 
unterschiedliche Argumente ausgetauscht. 
Die Akteure erhalten die Möglichkeit, ande-
re Positionen kennenzulernen. Selbst wenn 
eine Entscheidung eigenen Interessen wi-
derspricht, hilft das Verfahren nachzuvollzie-
hen, wie sie zustande kam. Insofern fördern 
Bürgerbeteiligungsverfahren das Vertrauen 

in politische Entscheidungsträger und kön-
nen gesellschaftliche Konflikte befrieden. 
Ferner lernen sich unterschiedliche gesell-
schaftliche Gruppen direkt kennen. Das 
kann zum Abbau von Stereotypen wie z.B. 
„verhandlungsunwillige Wutbürger“ oder 
„geldhungrige Kapitalisten“ führen, die den 
Anderen jeweils zugewiesen werden (Fiori-
no 1990: 228; Wesselink et al 2011: 2690). Vor 
allem bei Unternehmensthemen wie z. B. 
Diversity, bei denen es um die Reflexion von 
Haltungen geht, erscheint ein solch mode-
rierter Austausch der Meinungen relevant.

Innerhalb von Unternehmen könnte der 
Einsatz von klar definierten Beteiligungsver-
fahren zudem helfen, dass Mitarbeiter die 
Begrenzungen von Maßnahmen bzw. Mög-
lichkeiten verstehen, die ihnen zur Verfü-
gung gestellt werden. Umgekehrt könnte auf 
Ebene der Unternehmensleitung ggf. mehr 
Verständnis entstehen, weshalb Maßnah-
men von Mitarbeitern nicht übernommen 
werden. Auch in diesem Bereich könnten Kli-
scheevorstellungen über die jeweils andere 
„Gruppe“ abgebaut werden.

Allerdings ist wichtig festzuhalten, dass ein 
Einsatz von Beteiligungsverfahren nicht 
damit gleichzusetzen ist, dass „Mitarbeiter 
über alles entscheiden“. Auch in Beteili-
gungsverfahren, die politische Entschei-
dungen in den Blick nehmen, werden nicht 
unmittelbar Entscheidungen getroffen, 
sondern Vorschläge gemacht, wie eine Ent-
scheidung aussehen könnte bzw. sollte (vgl. 
Goodin/Dryzek 2006: 225; Renn/Webler 1998: 
62). Bei Beteiligungsverfahren im politischen 
Kontext ist das deshalb der Fall, weil weder 
alle Bürger noch alle Betroffenen in das Ver-
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fahren einbezogen werden können. Es wäre 
undemokratisch, die Verfahrensbeteiligten 
allein entscheiden zu lassen, weil sie meist 
nur eine sehr kleine Gruppe im Vergleich zu 
den Bürgern eines Gemeinwesens insgesamt 
darstellen. Umgekehrt ist für die Beteiligten 
eines Verfahrens, welches häufig mit hohem 
Zeitaufwand verbunden ist, frustrierend, 
wenn z. B. Resultate eines Beteiligungspro-
zesses von politischen Entscheidungsträgern 
ignoriert werden (derlei kann z. B. nach ei-
nem Regierungswechsel der Fall sein). Es ist 
daher wichtig im Vorhinein klarzustellen, wie 
mit den Empfehlungen eines Beteiligungs-
verfahrens umgegangen werden soll (vgl. 
Santos/Chess 2003: 276f.; Renn et al 2007: 
212).

In Unternehmen findet eine derartige Fest-
legung des Umgangs mit Empfehlungen 
meist nicht statt. Eine Ursache dürfte allein 
der Tatsache geschuldet sein, dass den 
Entscheidungsträgern die Relevanz solcher 
Ausgestaltungsformen kaum bewusst ist. 
Politische Aushandlungsprozesse über Hie-
rarchieebenen hinweg sind in Unternehmen 
– ungeachtet der Diskussionen um flache 
Hierarchien und neuerdings agile Arbeitsfor-
men – nach wie vor unüblich.

So zeigt sich zweierlei: Der Einsatz von Be-
teiligungsverfahren stellt eine Umverteilung 
der Macht von den Entscheidungsträgern zu 
den Betroffenen dar. Allerdings bedeutet die 
Durchführung eines Beteiligungsverfahrens 
nicht die vollständige Aufgabe von Entschei-
dungsbefugnissen. Ein Beteiligungsverfahren 
sollte Ergebnisse hervorbringen, die auf eine 
Entscheidung sichtbar Einfluss haben, wobei 
dieser Einfluss auch in einer begründeten 

Ablehnung von Empfehlungen liegen kann 
(vgl. Balme 2009:4; Hennen et al 2004: 56f.; 
Renn et al 1992: 225; Rowe/Frewer 2000: 14f.). 

Mit Bezug auf einen Einsatz in Unternehmen 
ist deshalb die Frage, was genau das Man-
dat innerhalb des Beteiligungsverfahrens 
sein soll, ein wesentlicher Punkt. Ihm sollte 
weit mehr Gewicht beigemessen werden als 
bisher üblich.

WIE KÖNNTE DER EINSATZ EINER 
PARTIZIPATIVEN METHODE KONKRET 
AUSSEHEN?
Methodisch könnte der Einsatz von Betei-
ligungsverfahren leicht umgesetzt werden, 
ähnlich dem eines Planning-for-Real-Ver-
fahrens. Typischerweise geht dabei die Ini-
tiative von den Bürgern aus. Entsprechend 
liegt der Fokus auf lokalen Themen, z. B. mit 
Blick auf die Gestaltung eines Wohnquar-
tiers oder eines Gemeindezentrums. Derlei 
kann mit einem Budget verbunden sein, 
aber auch im Rückgriff auf Bürgerkompeten-
zen gestaltet werden, im Sinne von Selbst-
leistungen (vgl. Nanz/Fritsche 2012: 71f.). 

Genau das könnte nun auch auf Unterneh-
men übertragen werden, wobei hier die 
Initiative zunächst nicht von den Mitarbei-
tern ausginge und ein Budget sowie eine 
Zielvorstellung formuliert werden müsste, 
um einen effizienten Prozess einzuleiten. 
Deshalb ist vor allem das „Mandat“, also die 
Grenze innerhalb der die Beteiligung statt-
finden soll, von eminenter Bedeutung. Das 
Ausstellen eines Mandates ist eine wesent-
liche Entscheidung, die im Rahmen einer 
Beteiligung von der Unternehmensführung 
zu treffen wäre. 
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Dazu ist notwendig, dass den Beteiligten 
die Erwartungen transparent gemacht wer-
den, die an sie gerichtet sind (vgl. Renn/
Webler 1998: 39). Erwartungen innerhalb ei-
nes Beteiligungsverfahrens sind dabei nicht 
einseitig an die Teilnehmenden, sondern 
ebenfalls an den Organisator gerichtet, hier 
an die Führungsverantwortlichen. Grund-
sätzlich lassen sich im Bezug auf die Aus-
gestaltung eines Mandats mindestens drei 
Dimensionen unterscheiden, die beachtet 
werden sollten.

1. Zunächst ist die Aufgabe, welche in ei-
nem Beteiligungsverfahren die Teilneh-
menden betrifft, klar zu benennen. Dazu 
zählt die Festlegung eines finanziellen 
und thematischen Rahmens, innerhalb 
dessen sich Vorschläge bewegen soll-
ten. Aber auch die Kommunikation von 
Vorentscheidungen ist enthalten (vgl. 
Renn/Webler 1998: 57). Beispielsweise 
kann ein solches Mandat die Mitge-
staltung eines Maßnahmenpakets zur 
Gesundheitsförderung nur bis zu einem 
gewissen Geldbetrag öffnen. Mitarbeiter 
könnten dann Vorschläge für Maßnah-
men im Sportbereich oder bezüglich 
Entspannungsmöglichkeiten einbringen 
und ggf. ungewöhnliche Ideen reali-
sieren, die sie für förderlich erachten. 
Teure Vorschläge oder eine Diskussion, 
ob es ein solches Maßnahmenpaket 
überhaupt geben solle, müssten ausge-
schlossen werden.  
Bei Festlegung des Mandats ist darauf 
zu achten, dass es weder zu weit noch 
zu eng formuliert wird. Ist es zu umfang-
reich, wird zu vieles gleichzeitig the-

matisiert, so dass die Ergebnisse kaum 
praktische Relevanz aufweisen. Ist ein 
Mandat dagegen zu eng ausgelegt, liegt 
für die Beteiligten der Verdacht nahe, 
dass es sich bei dem Verfahren um eine 
Methode zur „Beschaffung“ von Akzep-
tanz handele (vgl. Dienel 2002: 7; Renn/
Webler 1998: 22). 

2. Beteiligungsverfahren sollten ernst 
gemeint sein. Zum Ersten liegt das im 
Interesse des Unternehmens, das ein 
derartiges Verfahren durchführt, denn 
Beteiligungsverfahren sind ressourcen-
intensiv und binden Zeit und Geld. Zum 
Zweiten wäre eine Maßnahme, die ledig-
lich Akzeptanz für eine Entscheidung ge-
nerieren soll, auch ineffizient. Die Betei-
ligten würden schnell merken, dass ein 
Verfahren zu einer a priori getroffenen 
Entscheidung lediglich als „nachgescho-
bene Legitimationsmaßnahme“ durch-
geführt wird. Es würde nicht nur das 
Ergebnis des Verfahrens ad absurdum 
führen, sondern auch einen nachhal-
tigen Vertrauensverlust bewirken, der 
nur schwer wieder reversibel wäre (vgl. 
Chess/Purcell 1999: 1686; Renn/Webler 
1998: 22; Rowe/Frewer 2000: 14f.).  
Dem Einsatz partizipativer Verfahren 
wird zu guter Letzt ein positiver Effekt in 
Bezug auf die Selbstwirksamkeit der Be-
teiligten zugeschrieben (Hartung 2011). 
Selbstwirksamkeit kann in Anlehnung 
an Badura (1997) als „subjektive Gewiss-
heit“ verstanden werden, „neue oder 
schwierige Anforderungssituationen 
auf Grund eigener Kompetenz bewäl-
tigen zu können.“ (zit. nach Schwarzer 
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& Jerusalem 2002: 35). Erkennen Men-
schen, dass ihr Verhalten zu Erfolgen 
führt und schreiben sie solche ihren 
Anstrengungen und Fähigkeiten zu, 
fördert es ihre Selbstwirksamkeit und 
ihre Motivation zu handeln und aktiv 
Einfluss zu nehmen. Die Hauptquelle 
für Selbstwirksamkeit sind Erfolgserfah-
rungen (Schwarzer und Jerusalem 2002: 
42). Deshalb führt „der Glaube an diese 
wirksame Beeinflussung zu einer höhe-
ren Gestaltungsmotivation […].“ (Hartung 
2011: 10)  
Übertragen auf Veränderungssituatio-
nen heißt das: Sobald Mitarbeiter den 
Eindruck haben, etwas nach eigenen 
Vorstellungen mitgestalten zu können, 
erhöht es ihre Motivation, die Umgestal-
tung voranzutreiben und reduziert ihr 
Desinteresse. Relevant ist, in den ge-
samten Veränderungsprozess eingebun-
den zu sein, damit aus anfänglichen Er-
folgen ein Gefühl der Selbstwirksamkeit 
entstehen kann. Zugleich gilt, dass die 
Rolle und der Verantwortungsbereich 
der Mitarbeiter im Beteiligungsprozess 
genau definiert sein müssen, damit die 
Erfolge auch auf das eigene Tun zurück-
geführt werden.

3. Schließlich sollte mit dem Mandat fest-
gelegt werden, wie mit den Ergebnissen 
des Beteiligungsprozesses umgegan-
gen wird. Im Fokus der Festlegung steht 
die Frage, wie eine Anschlussfähigkeit 
zwischen dem Beteiligungsverfahren 
und der Entscheidung auf Ebene der 
Unternehmensführung erkennbar wird 
(vgl. Renn/Webler 1998:22). Auch wenn 

Beteiligungsverfahren grundsätzlich 
partizipativ gestaltete Prozesse sind, 
bedeutet deren Durchführung keines-
falls, dass die Mitarbeiter entscheiden. 
Ein ähnliches Problem ergibt sich beim 
Einsatz von Beteiligungsverfahren im 
politischen Bereich. Auch hier obliegt 
die endgültige Entscheidung den politi-
schen Entscheidungsträgern (vgl. O’Fair-
cheallaigh 2009: 21).

FAZIT
In der Gesundheitsförderung könnten par-
tizipative Methoden (z. B. Planning-for-Re-
al-Verfahren) das Interesse etwa hinsicht-
lich der Nutzung gesundheitsbezogener 
Angebote steigern. Aber auch andere ver-
änderungsbezogene Themen innerhalb von 
Unternehmen erscheinen geeignet, um mit 
Hilfe partizipativer Verfahren gestaltet zu 
werden.

Allerdings ist zu beachten, dass der Einsatz 
von Beteiligungsverfahren ressourceninten-
siv ist. Die Verfahren sind kaum geeignet, 
um „schnelle“ Entscheidungen herbeizufüh-
ren und daher nicht für alle Themen geeig-
net.

Handelt es sich um Themen, die a) von den 
Mitarbeitenden getragen werden müssen 
und deren aktive Mitwirkung benötigen, sind 
b) die Rahmenbedingungen gegeben und 
ist c) die Partizipation der Mitarbeitenden 
ernst gemeint, erscheint der hohe Aufwand 
gerechtfertigt. Nur durch eine Beteiligung ist 
bei solchen Themen zu erwarten, dass in-
nerhalb des Unternehmens die Maßnahmen 
Akzeptanz erfahren und infolgedessen als 
erfolgreich bewertet werden können. 
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